
Auf einen Antrag der CDU-Fraktion 
aus dem Jahr 1996 geht zurück, was 
jetzt umgesetzt wurde. Am 27. Juni 
nahm das neu eingerichtete Bürgerbü-
ro unter der Bezeichnung „Stadtpunkt 
Karben“ seinen Betrieb auf. In kom-
plett umgestalteten Räumen im Erdge-
schoss des Bürgerzentrums wird nun 
ein umfassender Bürgerservice ange-
boten. Hier können die Karbener von 
An-, Ab- und Ummeldungen über Be-
glaubigungen, Änderung des Kfz-

Scheins (bei einem Umzug innerhalb 
des Wetteraukreises) bis hin zum 
Kauf von Karten für Kulturveranstal-
tungen alle Behördengänge in einem 
einzigen Büro erledigen. Man erhält 
dort Anträge, Formulare, „Gelbe Sä-
cke“ und anderes mehr. Ausweise und 
Pässe können beantragt, Fundsachen 
abgegeben werden. Für Neubürger lie-
gen Informationen bereit, und es wer-
den Fischereischeine, Lohnsteuerkar-
ten und Einkommensteuer-Unterlagen 

ausgegeben. Auch Fahrpläne, Rad-
wanderkarten und „Karbener Hefte“ 
sind erhältlich. Zudem besteht die 
Möglichkeit, sich über die sogenannte 
FEIN (Friedberger Eigentums-Identi-
fizierungs-Nummer) zu informieren.
Die Öffnungszeiten wurden von 25 
auf über 40 Stunden pro Woche aus-
gedehnt. Montags und donnerstags ist 
der „Stadtpunkt Karben“ von 7.30 bis 
12.30 Uhr und von 14.00 bis 19.00 
Uhr besetzt, dienstags und mittwochs 
von 7.30 bis 15.30 Uhr und freitags 
von 7.30 bis 12.00 Uhr. Telefonisch 
ist das Bürgerbüro unter den Rufnum-
mern 481-901 bis -904 erreichbar. Für 
die Passabholung wurde die Service-
Nummer 481-900 eingerichtet.
Bereits 1996 hatte die CDU-Fraktion 
die Einrichtung eines Bürgerbüros be-
antragt, war damals aber an der Ab-
lehnung von Bürgermeister Detlev 
Engel (SPD) und der SPD-Fraktion 
gescheitert. Doch einer ließ nicht lo-
cker: Dr. Stefan Zahradnik (CDU) hat 
in seinem Wahlkampf als Bürgermeis-
terkandidat keine Gelegenheit ausge-
lassen, um für die Einrichtung eines 
Bürgerbüros und die damit verbunde-
ne Verbesserung des Services für die 
Karbener Bevölkerung zu werben. „Im
Klartext“ hatte darüber mehrfach be-
richtet. Irgendwann haben die Sozial-
demokraten dann wohl erkannt, dass 
der Antrag der CDU zukunftsweisend 
war, um die Kundenfreundlichkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
zu verbessern. In diesem Jahr wurde 
die Maßnahme endlich in Angriff ge-
nommen. Wir freuen uns darüber !

Ausgabe 22 Oktober 2000

CDU sorgt für mehr Service im Rathaus
Bürgerbüro „Stadtpunkt Karben“ seit Juni in Betrieb – Öffnungszeiten verbessert

Vorschlag umgesetzt:

Im Rahmen der Baumaßnahmen wurde auch der Eingangsbereich des Bürgerzentrums 
neu gestaltet. Die antiquierte Pförtnerloge wurde abgeschafft. Hinter der automatischen 
Glastür können sich die Besucher nun an einem Empfangstresen informieren lassen.
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Ende 1998 berichtete „Im Klartext“  
über unhaltbare Zustände bei den Kar-
bener Stadtwerken. Öffentlichkeit und 
Stadtverordneten wurden seit Grün-
dung der Stadtwerke im Jahr 1989 um 
18 Mio. DM zu hohe Anschaffungs-
kosten von Kläranlage und Kanalisati-
on vorgegaukelt. „Finanziert“ wurden 
diese zum Teil durch fiktive Schulden 
gegenüber der Stadt, die hierfür von 

den Stadtwerken reichlich Zinsen kas-
sierte. Dass sich die Gebühren inner-
halb von zehn Jahren mehr als ver-
doppelten, brauchte nicht zu verwun-
dern. Geduldet wurde dies von einem 
Abschlussprüfer, dessen Unabhängig-
keit in Zweifel zu ziehen war. Bürger-
meister Detlev Engel (SPD) hatte sich 
hierzu bei der Beantwortung zweier 
Anfragen in erhebliche Widersprüche 
verstrickt. Auch darüber berichtete „Im 
Klartext“ ausführlich.
Mit der verspäteten Vorlage des Jah-
resabschlusses 1998 im Mai dieses 
Jahres sind jetzt erneut Unregelmäßig-
keiten bekannt geworden. In der Bi-
lanz der Stadtwerke war seit 1989 die 
Beteiligung am Zweckverband für die 
Wasserversorgung des unteren Nidda-
tals mit einem Wert von 553.910 DM 
ausgewiesen, was sich aber als fehler-
haft herausstellte. Auch diesem Bi-
lanzansatz standen jahrelang fiktive 
Schulden der Stadtwerke und damit 

durch Gebühren finanzierte Zinszah-
lungen an die Stadt gegenüber. Zudem 
wurde durch die Abschreibung der 
fehlerhaften Bilanzposition im Jahr 
1998 der Jahresverlust der Stadtwerke  
in die Höhe getrieben. 
Die CDU-Fraktion hat sich gegen den 
Widerstand des Bürgermeisters dafür 
eingesetzt, dass den Gebührenzahlern 
durch den Bilanzierungsfehler keine 
finanziellen Nachteile entstehen. Des-
halb sollen nun in den nächsten drei 
Jahren 553.910 DM vom Verlust der 
Stadtwerke aus Haushaltsmitteln der 
Stadt ausgeglichen werden. Die CDU-
Fraktion bewertet dies als Teilerfolg. 
Ihren Antrag, den Ausgleich sofort 
herbeizuführen und den Stadtwerken 
die bisher schon zuviel an die Stadt 
gezahlten Zinsen (287.720 DM) zu er-
statten, lehnten SPD und Grüne je-
doch ab. So müssen die Gebührenzah-
ler für die Missstände an der Spitze 
der Stadtwerke nun doch bezahlen !

Schon wieder Unregelmäßigkeiten bei den Stadtwerken:

Fehler in der Bilanz trieb Verlust in die Höhe
CDU-Teilerfolg gegen ungerechtfertigte Belastung der Gebührenzahler
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Fast einstimmig wählte die Mitglie-
derversammlung der CDU ihre Kan-
didaten für die Wahl zur Stadtverord-
netenversammlung am 18. März 2001. 
Angeführt wird die Liste durch Dr. 
Stefan Zahradnik (31), der 1989 erst-
mals in die Stadtverordnetenversamm-
lung kam, später vier Jahre dem Ma-
gistrat angehörte und seit Anfang des 
Jahres Vorsitzender der CDU-Frak-
tion ist. In seiner Rede übte Zahradnik 

scharfe Kritik an Bürgermeister Det-
lev Engel (SPD). Dieser versuche, die 
CDU durch Verbreitung von Unwahr-
heiten schlecht zu reden. Unter ande-
rem habe Engel während der Mit-
gliederversammlung der SPD behaup-
tet, die CDU hätte die Forderung nach 
einem Polizeiposten in Karben aufge-
geben. „Das stimmt nicht“, kommen-
tierte Zahradnik. Die CDU habe den 
Hessischen Innenminister nachweis-

bar Mitte September angeschrieben 
und auf Einrichtung eines Polizei-
postens gedrängt.
Auf dem zweiten Listenplatz steht die 
Parteivorsitzende Eva-Maria Römer, 
die zu den Mitgliedern über die politi-
sche Lage der CDU sprach. Die Union 
habe Karben seit dreißig Jahren maß-
geblich mitgeprägt. Gerade auf dem 
sozialen Gebiet seien viele Errungen-
schaften auf die CDU zurückzuführen.

CDU-Stadtverband verabschiedete Kandidatenliste:

Zahradnik ist Spitzenkandidat für die Kommunalwahl

1.  Dr. Zahradnik, Stefan
2.  Römer, Eva-Maria
3.  Lenz, Ingrid
4.  Hollender, Rolf
5.  Beck, Mario
6.  Heidelbach, Karlfred
7.  Schwind, Sascha
8.  Dr. Mondre, Michael
9.  Hintz, Jürgen

10.  Knab, Claire
11.  Stadler, Günther
12.  Cornelius, Gerhard
13.  Scheurich, Marita
14.  Christian, Gerhard
15.  Lenz, Christian
16.  Steubesand, Thorsten
17.  Stein, Otmar
18.  Grether, Ulf
19.  Lamberti, Patrick
20.  von Hase-Koehler, Iris
21.  Wiesler, Erika
22.  Wenglewski, Ludwig
23.  Biebricher, Peter
24.  Nagel, Roswitha
25.  Zahradnik, Inge
26.  Römer, Patrick
27.  Penkwitt, Volker
28.  Kremers, Rosel
29.  Kentler, Jens-Michael
30.  Rinkart, Thomas
31.  Geier, Klaus
32.  Ullrich, Karl-Wilhelm
33.  Magin, Jens
34.  Malcharczik, Willi
35.  Dr. Gress, Rolf
36.  Rahn, Guido
37.  Mayerhofer, Stefan

Wahlvorschlag 1

Christlich Demokratische
Union Deutschlands

So wählen Sie am 18. März richtig.
Bei der Wahl zur Stadtver-
ordnetenversammlung ha-
ben Sie drei Möglichkeiten, 
Ihre insgesamt 37 Stimmen 
zu vergeben:

1. Möglichkeit:
Sie kreuzen in der Kopf-
leiste des Stimmzettels mit 
Ihrer Listenstimme eine 
Partei an. Damit erhält je-
der Kandidat auf der Liste 
automatisch eine Stimme.

2. Möglichkeit:
Sie verteilen alle 37 Stim-
men einzeln, indem Sie
gezielt Kandidaten

1 Stimme oder

2 Stimmen oder

3 Stimmen geben.

Mehr als 3 Stimmen kön-
nen Sie einem Kandidaten 
nicht geben.

3. Möglichkeit:
Sie verteilen weniger als 
37 Stimmen einzeln und 
vergeben die Reststimmen, 
indem Sie die Listenstim-
me abgeben (siehe oben).

Für CDU-Wähler:
Geben Sie uns unbedingt 
Ihre Listenstimme, damit 
keine Stimme verloren geht, 
falls Sie weniger als 37 
Stimmen einzeln verteilen.

Für andere Wähler:
Wer eine andere Partei 
wählt, kann trotzdem Stim-
men an CDU-Kandidaten 
vergeben, die er unterstüt-
zen möchte.

X X X

X X

X

Mehr Demokratie wagen:

Kumulieren und Panaschieren
für mehr Einfluss der Wähler

Von Rot-Grün bisher blockiert, konnte die neue 
CDU/FDP-Mehrheit im hessischen Landtag jetzt 
mehr Demokratie bei Kommunalwahlen erreichen: 
Erstmals am 18. März 2001 werden die Wähler 
nicht nur die Stärke der einzelnen Parteien im 
Kreistag, in der Stadtverordnetenversammlung und 
im Ortsbeirat bestimmen. Jetzt können sie selbst 
Einfluss darauf nehmen, welche Kandidaten die 
Parteien in dem jeweiligen Gremium vertreten. 
Dazu erhält jeder Wähler so viele Stimmen wie 
das zu wählende Gremium Sitze hat. Diese kann er 
einzeln auf die Kandidaten verteilen. Gibt er einem 
Kandidaten mehr als eine Stimme (zulässig sind 
maximal drei), heißt dies „Kumulieren“. Gibt der 
Wähler Kandidaten unterschiedlicher Parteien 
Stimmen, spricht man vom „Panaschieren“. Zu-
dem besteht die Möglichkeit, Kandidaten von der 
Liste zu streichen. Die Anzahl der Sitze einer Par-
tei wird durch den Anteil der Stimmen ihrer Kan-
didaten an der Gesamtzahl der abgegebenen Stim-
men entschieden. Wer die Partei dann in dem zu 
wählenden Gremium vertritt, ergibt sich aus dem 
Abschneiden der Kandidaten auf der Liste. Kumu-
lieren und Panaschieren ist als Angebot an die 
Wähler zu verstehen. Wer dies nicht nutzen möch-
te, kann einfach eine Liste ankreuzen. Dann wer-
den seine Stimmen automatisch auf die Kandida-
ten dieser Liste verteilt, wobei gestrichene Kandi-
daten natürlich leer ausgehen.

SPD führt Wähler in die Irre
Auf den ersten Plätzen der SPD-Liste stehen Bür-
germeister Detlev Engel und 1. Stadtrat Hans Puch-
tinger. Beide dürfen ihr Mandat nicht annehmen, 
solange sie hauptamtlich dem Magistrat angehö-
ren. Ihre Kandidatur ist damit der üble Versuch, 
Wähler zu täuschen. Wir empfehlen, beide von der 
Liste zu streichen, damit den anderen, ernsthaften 
Kandidaten nicht Stimmen verloren gehen.



Zwei zusätzliche Stellen für Hilfspoli-
zeibeamte hat die CDU-Fraktion ge-
fordert, eine hat die Stadtverordneten-
versammlung bewilligt – bereits ein 
Erfolg für mehr Sicherheit in Karben. 
Die Initiative der CDU-Fraktion geht 
zurück auf eine Anfrage ihres Vorsit-
zenden Dr. Stefan Zahradnik zum 
Einsatz der Karbener Hilfspolizeibe-
amten. Aus der Antwort des Magist-
rats ging hervor, dass diese nur 3% ih-
rer Arbeitszeit zu Kontrollen in den 
Abend- und Nachtstunden nutzen (wir 
berichteten). „Eindeutig zu wenig“, 
befand Zahradnik, „die Stadt muss 
mehr für die Sicherheit ihrer Bürger 
tun“. Dies wird nun auch geschehen.

Die Stadtverordnetenversammlung hat 
festgelegt, dass im Umfang der Ar-
beitszeit des einzustellenden Beamten 
zusätzlich solche Aufgaben der Ge-
fahrenabwehr wahrzunehmen sind, 
die nichts mit dem Straßenverkehr zu 
tun haben, insbesondere Streifengänge 
bzw. -fahrten und Kontrollen in den 
Abendstunden und an besonderen Ge-
fahrenpunkten. Damit hat sie Bürger-
meister Detlev Engel (SPD) einen 
Strich durch die Rechnung gemacht. 
Er wollte die zusätzliche Stelle unter 
anderem dafür einsetzen, das erhöhte 
Arbeitsaufkommen der bisher vier Be-
amten – sie schreiben in 50% der Ar-
beitszeit „Knöllchen“ – abzudecken. 

Zur Begründung des CDU-Antrags 
machte Zahradnik deutlich, dass die 
Karbener Hilfspolizeibeamten die Ar-
beit der Landespolizei lediglich ergän-
zen, nicht aber ersetzen können. Die 
CDU-Fraktion fordert daher weiterhin 
die Einrichtung einer Polizeistation in 
Karben oder wenigstens einer Außen-
stelle der Bad Vilbeler Polizei.

CDU-Erfolg für mehr Sicherheit in Karben:

Kontrollen in den Abendstunden werden verstärkt
Zusätzlichen Hilfspolizeibeamten für Karben durchgesetzt – Forderung nach Polizeistation bleibt bestehen
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Seit zwei Jahren fordert die CDU-
Fraktion Videoüberwachungsanlagen 
am Bahnhof Groß-Karben und am 
Haltepunkt Okarben. Ihr Antrag vom 
7. August 1998 wurde zunächst im 
Gesprächskreis Prävention beraten, 
danach am 16. April 1999 durch die 
Stadtverordneten beschlossen. Schon 
in den Monaten April und Mai 1999 
führte die Deutsche Bahn AG dank 
der CDU-Initiative mit einer mobilen 
Anlage einen Probelauf durch. Wie 
jetzt – nach monatelanger Verzöge-
rung – bekannt wurde, konnten wäh-
rend des Probelaufs fünf Graffiti-
schmierer und vier Fahrraddiebe ent-
deckt und der Polizei gemeldet wer-
den. Im Beobachtungszeitraum erfolg-
te zwar auch ein Überfall auf einen 
Mitbürger, allerdings außerhalb des 
Blickfeldes der Kameras. 

Trotz der genannten Straftaten erklärte 
nun die Deutsche Bahn AG, dass sie 
die Notwendigkeit für eine Video-
überwachung nicht sieht. Statt dessen 
ist die Installation von „DB-Plus-
punkten“ – dies sind kombinierte In-
formations- und Notrufsäulen – in 
Aussicht gestellt worden. SPD und 
Grüne haben sich der Auffassung der 
Bahn angeschlossen. Im Gegensatz 
zur CDU-Fraktion sehen auch sie die 
Notwendigkeit einer Videoüberwa-
chung zur Zeit nicht, wollen die For-
derung erst bei Bedarf wieder aufgrei-
fen. Die Installation der DB-Plus-
punkte wurde durch die Stadtverord-
netenversammlung aber einstimmig 
beschlossen. So konnte durch die 
CDU-Initiative wenigstens ein Teiler-
folg für mehr Sicherheit der Karbener 
Bevölkerung erzielt werden.

Notrufsäulen statt Videoüberwachung
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